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A.
Allgemeines

Soweit personenbezogene Bezeichnungen im Maskuli-
num stehen, wird diese Form verallgemeinernd verwen-
det und bezieht sich auf beide Geschlechter.

§ 1

Aufgabe und Geltungsbereich

(1) Die Geschäftsordnung regelt den Geschäftsablauf so-
wie den Dienstverkehr nach außen.

(2) Der Behördenleiter legt unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse die Aufbaustruktur und den Ge-
schäftsverteilungsplan (§ 18) fest. Er erlässt die erforder-
lichen ergänzenden Verfügungen (besondere Dienstan-
weisungen), die grundsätzlich in einer Ergänzenden Ge-
schäftsordnung der Kreispolizeibehörde zusammenge-
fasst werden.

§ 2

Beachtung und Weiterentwicklung

(1) Die Geschäftsordnung und die Ergänzende Ge-
schäftsordnung sowie deren Änderungen werden allen 
Beschäftigten bekannt gegeben. Die Beschäftigten ma-
chen sich im notwendigen Umfang mit dem Inhalt be-
kannt.

(2) Vorschläge zur Verbesserung und Vereinfachung 
sind an die Kreispolizeibehörde zu richten. Die Richtli-
nien für das Ideenmanagement NRW bleiben unbe-
rührt.

§ 3

Zusammenarbeit

Die Beschäftigten arbeiten in ihren Funktionen auf der 
Grundlage der Geschäftsordnung, der Ergänzenden Ge-
schäftsordnung und des Geschäftsverteilungsplans zu-
sammen, um die Aufgaben der Kreispolizeibehörde zu 
erfüllen. Der direktionsübergreifenden Zusammenarbeit 
aller Organisationseinheiten und Mitarbeiter kommt da-
her eine besondere Bedeutung zu. 

§ 4

Führungs-, Steuerungs- und Handlungsverantwortung

(1) Die Vorgesetzten nehmen ihre Führungsaufgaben 
verantwortungsvoll wahr. Sie sind verantwortlich für 
die Personalführung und die Personalförderung. Sie 
weisen die Beschäftigten in die Aufgabengebiete ein, 
steuern und koordinieren die Arbeitsabläufe, kontrol-
lieren die Zielerreichung und die fachliche Güte der 
Arbeitsergebnisse. Sie fördern die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit ihrer Mitarbeiter mit anderen Organisa-
tionseinheiten und setzen sich mit Konfl ikten konstruk-
tiv auseinander. Sie orientieren sich an den Grundsät-
zen für Zusammenarbeit und Führung im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Inneres und Kommunales. 
Mit jedem Beschäftigten führen die unmittelbaren Vor-
gesetzten mindestens einmal jährlich ein Mitarbeiterge-
spräch.

(2) Die Vorgesetzten tragen die Ergebnisverantwortung 
für den gesamten ihnen übertragenen Aufgabenbereich. 
Sie sind für die ordnungsgemäße Erledigung der Arbei-
ten verantwortlich. Durch Einarbeitung, fachliche Un-
terstützung und Weisungen sorgen sie für eine schnelle 
und fachlich qualifi zierte Erledigung der Aufgaben. Sie 
unterrichten ihre unmittelbaren Vorgesetzten über we-
sentliche Vorgänge.

(3) Die Beschäftigten tragen die Handlungsverantwor-
tung für diejenigen Aufgaben, die ihnen zur eigenständi-
gen Erledigung übertragen sind. Sie fördern eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit ihren Vorgesetzten, 
Kollegen sowie mit anderen Organisationseinheiten im 
Rahmen der Grundsätze für Zusammenarbeit und Füh-
rung.

B.
Organisation

§ 5

Gliederung

Die aufbauorganisatorische Gliederung und Zuordnung 
der Aufgaben der einzelnen Organisationseinheiten re-
gelt die oberste Landesbehörde durch Runderlass.
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§ 6

Behördenleiter

(1) Der Behördenleiter vertritt die Behörde nach innen 
und nach außen. Er ist verantwortlich für die ordnungs-
gemäße Erledigung der Dienstgeschäfte. Er trägt zudem 
die Verantwortung für die Entwicklung und Umsetzung 
der Behördenstrategie und berücksichtigt hierbei vorge-
gebene Landesstandards.

(2) Der Behördenleiter stellt sicher, dass der allgemeine 
Vertreter über alle wichtigen Angelegenheiten informiert 
ist.

§ 7

Leitungskonferenz

Die Aufgabenwahrnehmung in der Kreispolizeibehörde 
richtet sich an den behördlichen Aufgaben und den Vor-
gaben des Landes sowie an der Behördenstrategie aus. 
Das zentrale Behördeninstrument für strategische Auf-
gaben ist die Leitungskonferenz (Leiko). Ihr gehören der 
Behördenleiter, der Abteilungsleiter Polizei (in Land-
ratsbehörden), die Direktionsleiter und der Leiter des 
Leitungsstabes an. Nach Maßgabe des Behördenleiters 
können themenbezogen weitere Beschäftigte hinzugezo-
gen werden.

§ 8

Allgemeiner Vertreter 

(1) Der Behördenleiter hat einen allgemeinen Vertreter 
zur Vertretung im Falle von Abwesenheit oder Verhinde-
rung.

(2) Allgemeiner Vertreter des Polizeipräsidenten ist der 
Leiter der Direktion ZA. Eine Übertragung auf einen an-
deren Direktionsleiter ist möglich. Der Polizeipräsident 
benennt seinen Vertreter mit Zustimmung des Ministeri-
ums für Inneres und Kommunales und regelt die weitere 
Vertretung.

(3) Der allgemeine Vertreter des Landrats als Leiter der 
Kreispolizeibehörde ist der nach § 47 Abs. 1 Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) bestellte 
oder gewählte allgemeine Vertreter. Der Abteilungsleiter 
Polizei ist weiterer Vertreter.

§ 9

Abteilungsleiter Polizei in Landratsbehörden

Der Abteilungsleiter Polizei untersteht dem Landrat un-
mittelbar und ist Vorgesetzter aller Beschäftigten der 
Abteilung Polizei und für die ordnungsmäßige Führung 
der Geschäfte und für den Dienstbetrieb in der Abtei-
lung Polizei verantwortlich. Er berichtet dem Behörden-
leiter über die wesentlichen Vorgänge innerhalb der Ab-
teilung.

§ 10

Direktionsleiter

Die Direktionsleiter sind dem Polizeipräsidenten bzw. 
dem Abteilungsleiter Polizei unterstellt und sind Vorge-
setzte aller Beschäftigten ihrer Direktionen. Sie sind für 
die ordnungsmäßige Führung der Geschäfte und für den 
Dienstbetrieb in ihrer Direktion verantwortlich und be-
richten dem Polizeipräsidenten bzw. dem Abteilungslei-
ter Polizei über die wesentlichen Vorgänge innerhalb ih-
rer Direktion.

§ 11

Leitungsstab, Direktionsbüro, Führungsstellen

(1) Dem Polizeipräsidenten bzw. Abteilungsleiter Polizei 
ist ein Leitungsstab zugeordnet. Dem Direktionsleiter 
Zentrale Aufgaben kann ein Direktionsbüro zugeordnet 
werden, den übrigen Direktionsleitern ist eine Führungs-
stelle zugeordnet.

(2) Die Leiter des Leitungsstabes, des Direktionsbüros 
und der Führungsstellen sind Vorgesetzte aller Beschäf-
tigten ihrer Organisationseinheiten. Darüber hinausge-
hende eigene Weisungsbefugnisse bestehen nicht.

§ 12

Weitere Organisationseinheiten und Funktionen

(1) Der Behördenleiter legt im Rahmen der Vorgaben des 
Organisationserlasses die konkrete Aufbauorganisation fest 
und richtet daran orientiert Organisationseinheiten ein.

(2) Die Leiter der eingerichteten Organisationseinheiten 
sind Vorgesetzte aller zu Ihrer Organisationseinheit ge-
hörenden Beschäftigten. Sie sind für die ordnungsmäßige 
Führung der Geschäfte und für den Dienstbetrieb in ih-
rer Organisationseinheit verantwortlich und unterrich-
ten ihren Vorgesetzten über die wesentlichen Vorgänge 
innerhalb ihrer Organisationseinheit.

(3) Der Behördenleiter entscheidet über die Wahrneh-
mung von Zugleichaufgaben.

(4) Der Behördenleiter kann zur Erarbeitung von Vor-
schlägen für die Lösung komplexer, zeitlich begrenzter 
Vorhaben durch besondere Geschäftsanweisung Projekt-
gruppen einrichten. Ziel, Leitung und Dauer der Pro-
jektgruppe sowie Kompetenzen und ggf. Freistellungen 
der Mitglieder und das Verhältnis zur Linienorganisa-
tion sind im Projektauftrag festzulegen.

§ 13

Beauftragter für den Haushalt

Bei jeder Kreispolizeibehörde wird ein Beauftragter für 
den Haushalt bestellt, der der Direktion ZA angehört. Er 
ist in Haushaltsangelegenheiten dem Behördenleiter un-
mittelbar unterstellt (§ 9 der Landeshaushaltsordnung). Bei 
allen Maßnahmen von fi nanzieller Bedeutung ist die Mit-
zeichnung des Beauftragten für den Haushalt einzuholen.

§ 14

Zentrale Vergabestelle

Nach der auf Grundlage des § 55 LHO erlassenen Richt-
linie für das Beschaffungswesen im Geschäftsbereich In-
neres sind Beschaffungen innerhalb einer Dienststelle 
von einer zentralen Vergabestelle, die innerhalb der 
Dienststelle organisatorisch von der bedarfsanmelden-
den und der titelverwaltenden Stelle zu trennen sind, 
durchzuführen.

Der Behördenleiter stellt über die Direktion ZA die ge-
eigneten organisatorischen Erfordernisse zur Einrich-
tung einen Zentralen Vergabestelle sicher.

§ 15

Datenschutzbeauftragter

Bei jeder Kreispolizeibehörde werden ein Datenschutz-
beauftragter sowie seine Vertretung bestellt. Die dienst-
liche Stellung, Aufgaben und Rechte ergeben sich aus 
§ 32 a des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(DSG NRW) und den ergänzenden Regelungen der obers-
ten Landesbehörde über den Datenschutz.

§ 16

Gleichstellungsbeauftragte

Jede Kreispolizeibehörde bestellt eine Gleichstellungsbe-
auftragte und eine Stellvertreterin. Ihre dienstliche Stel-
lung, Aufgaben und Rechte ergeben sich aus den §§ 15 bis 
20 des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG). Der Aufga-
benbereich „Gleichstellung“ ist dem Sachgebiet zuzuord-
nen, in dem Personalangelegenheiten bearbeitet werden.

§ 17

Beauftragter des Arbeitgebers für Schwerbehinderten-
angelegenheiten

Der Behördenleiter bestellt gemäß § 98 SGB IX einen 
Beauftragten, der ihn in Angelegenheiten schwerbehin-
derter Menschen verantwortlich vertritt.

§ 18

Geschäftsverteilungsplan, Vertretungen

(1) Der Geschäftsverteilungsplan nimmt die Verteilung 
der behördlichen Aufgaben auf alle Organisationseinhei-
ten vor.
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(2) Vertretungsregelungen werden durch übergeordnete 
Organisationseinheiten oder den nächst höheren Vorge-
setzten getroffen.

C.
Geschäftsablauf

§ 19
Dienstweg

(1) Um einen geordneten Arbeitsablauf zu gewährleis-
ten, ist im mündlichen und schriftlichen Dienstverkehr 
der Dienstweg einzuhalten.

(2) Sind mehrere Organisationseinheiten der Kreispoli-
zeibehörde mit der Erledigung einer Aufgabe befasst, 
stimmen sie die dazu erforderlichen Informationen und 
Verfahrensabläufe unmittelbar miteinander ab. Die Be-
teiligten informieren ihre Vorgesetzten und die übrigen 
Beschäftigten, für die die Inhalte von Belang sind.

(3) Die Beschäftigten können sich in wichtigen persönli-
chen Angelegenheiten unmittelbar an den Behördenlei-
ter oder andere Vorgesetzte wenden.

§ 20

Dienstsiegel

(1) Der Behördenleiter bestimmt, welche Beschäftigten 
ein Dienstsiegel führen. Die Ermächtigung zur Siegel-
führung wird in schriftlicher Form verliehen. Der Kreis 
dieser Beschäftigten wird auf das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt.

(2) Dienstsiegel werden fortlaufend nummeriert, in Lis-
ten erfasst und gegen Empfangsbescheinigung ausgehän-
digt.

(3) Dienstsiegel sind unter Verschluss aufzubewahren. Der 
Verlust eines Dienstsiegels ist unverzüglich anzuzeigen. 

§ 21

Schriftgut, Archivgut

Die Verwaltung des Schriftgutes (Sammlung, Ordnung, 
Aufbewahrung und Archivierung) richtet sich nach dem 
Archivgesetz Nordrhein-Westfalen (ArchivG NRW), der 
Aktenordnung und dem Aktenplan für die Polizeibehör-
den und -einrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
und der Verschlusssachenanweisung sowie den Verwal-
tungsvorschriften zur elektronischen Vorgangserfassung.

§ 22

Posteingänge, Postausgänge

(1) Posteingänge werden von der im Geschäftsvertei-
lungsplan hierzu bestimmten Organisationseinheit ent-
gegengenommen. Dem Behördenleiter werden Eingänge 
von grundsätzlicher Bedeutung sowie Schreiben der 
Aufsichtsbehörden, Schreiben von Abgeordneten, Be-
schwerden sowie sonstige Sendungen, deren Vorlage an-
geordnet ist, zugeleitet. Die übrigen Eingänge werden 
gemäß der nach Absatz 4 zu erlassenden ergänzenden 
Verfügung verteilt. Eingänge von besonderer Eilbedürf-
tigkeit werden unmittelbar der zuständigen Organisati-
onseinheit zugeleitet.

(2) Die Beschäftigten sind dafür verantwortlich, dass 
Eingänge von Bedeutung den Vorgesetzten und unbe-
schadet der Auszeichnung den Organisationseinheiten 
bekannt werden, für die die Inhalte von Belang sind.

(3) Eingänge sind bevorzugt durchzusehen, mit dem 
Sichtvermerk (§ 23) sowie der Datumsangabe zu verse-
hen und dem zuständigen Bearbeiter auf dem Dienstweg 
zuzuleiten.

(4) Einzelheiten der Behandlung von Ein- und Ausgän-
gen werden in einer ergänzenden Verfügung geregelt.

§ 23

Sicht- und Arbeitsvermerke

(1) Für Sicht- und Arbeitsvermerke sind

 dem Behördenleiter der rote Farbstift,

 dem allgemeinen Vertreter

 (im Vertretungsfall) der grüne Farbstift,

 dem Abteilungsleiter Polizei  der orangefarbene 
Farbstift,

 den Direktionsleitern der braune Farbstift,

 den Dezernatsleitern ZA, 
 den PI-, KI- und VI-Leitern, 
 den Leitern von BP/PSD, 
 StSt und SE  der lilafarbene Farbstift

vorbehalten.

(2) Sicht- und Arbeitsvermerke sind mit Paraphe und 
Datum vorzunehmen. Es bedeuten

Strich mit Farb-
stift oder 
Namenszeichen = Kenntnis genommen (Sichtvermerk)

+ = Vorbehalt der Unterzeichnung

z.U.
=  Reinschrift mit Entwurf zur Unter-

zeichnung

V = vor Abgang vorlegen

/\ = nach Abgang vorlegen

bR = bitte Rücksprache

bfR = bitte fernmündliche Rücksprache

nR
=  nach Rückkehr (Funktionsbezeich-

nung oder Name) vorlegen

Sofort = vor allen anderen Sachen bearbeiten 

Eilt = bevorzugt bearbeiten

§ 24

Federführung

(1) In Angelegenheiten, die mehrere Aufgabengebiete 
berühren, ist die Organisationseinheit federführend, die 
nach dem Inhalt der Angelegenheit aufgrund des Ge-
schäftsverteilungsplans bei verständiger Würdigung 
überwiegend zuständig ist. Zweifel über die Zuständig-
keit sind unverzüglich zu klären. Sie dürfen nicht zu ei-
ner Verzögerung in der Bearbeitung führen. Bis zur Klä-
rung bleibt die mit der Angelegenheit zuerst befasste Or-
ganisationseinheit zuständig. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, entscheidet der gemeinsame Vorgesetzte.

(2) Die federführende Organisationseinheit beteiligt die 
anderen in Betracht kommenden Organisationseinheiten. 
Sie bleibt für die Einhaltung von Fristen verantwortlich.

§ 25

Beteiligung

(1) Durch die Beteiligung (Mitzeichnung, mündliche 
oder schriftliche Abstimmung) übernehmen die beteilig-
ten Organisationseinheiten die Verantwortung für die 
sachgemäße Bearbeitung, die ihren Aufgabenbereich be-
rührt.

(2) Das Ergebnis einer mündlichen Abstimmung ist 
grundsätzlich schriftlich festzuhalten. Eine schriftliche 
Abstimmung soll dann erfolgen, wenn die gebotene 
Gründlichkeit der Bearbeitung einen schriftlichen Mei-
nungsaustausch erfordert. Die Mitzeichnung kann elekt-
ronisch erfolgen.

(3) Die federführende Organisationseinheit soll mit den 
zu beteiligenden Organisationseinheiten frühzeitig Kon-
takt aufnehmen, um deren Auffassung berücksichtigen 
zu können. Dies gilt insbesondere für die Beteiligung des 
Beauftragten für den Haushalt nach § 13.

(4) Die beteiligten Organisationseinheiten dürfen den 
Entwurf nur im Einvernehmen mit der federführenden 
Organisationseinheit ergänzen oder abändern. Ist das 
Einvernehmen nicht zu erzielen, entscheidet der gemein-
same Vorgesetzte.

(5) Bei einer Vielzahl von Mitwirkenden oder Beteiligten 
oder in anderen geeigneten Fällen soll die Abstimmung 
in einer Koordinierungsbesprechung erfolgen. 
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(6) Es ist zu gewährleisten, dass den Regionalbeauftrag-
ten alle zur Aufgabenwahrnehmung erforderlichen In-
formationen zugänglich sind und die erforderlichen in-
ternen Abstimmungen erfolgen. Für die Aufgabenwahr-
nehmung gelten die Regelungen meines Erlasses „Regio-
nalbeauftragte in Kreispolizeibehörden“.

§ 26

Beteiligung in Personalangelegenheiten

(1) Vor personalrechtlichen Maßnahmen ist der Direkti-
onsleiter bzw. der Leiter Leitungsstab zu hören, dessen 
Organisationseinheit der Betroffene angehört oder ange-
hören soll. Soweit hierbei Tatsachen geäußert werden, 
die für die Betroffenen ungünstig sind oder nachteilig 
werden können, sind diese hierzu zu hören.

(2) Von einer Beteiligung nach Absatz 1 Satz 1 kann ab-
gesehen werden, wenn bei verständiger Würdigung der 
Umstände die Personalangelegenheit für den zu beteili-
genden Direktionsleiter oder Leiter des Leitungsstabes 
nicht von dienstlichem Interesse ist (z. B. Gewährung 
von Vorschüssen, Beihilfen und Unterstützungen) oder 
die Beteiligung aus besonderen sachlichen Gründen 
nicht geboten erscheint.

§ 27

Rücksprachen

(1) Rücksprachen sind unverzüglich zu erledigen. Die 
Erledigung ist von dem Vorgesetzten, der die Rückspra-
che erbeten hat, auf dem Vorgang zu vermerken.

(2) Soll eine Rücksprache bei höheren Vorgesetzten 
wahrgenommen werden, ist dies dem oder den Vorge-
setzten vorher anzuzeigen, um ihm oder ihnen Gelegen-
heit zur Teilnahme zu geben. Nimmt der oder nehmen 
die Vorgesetzten nicht teil, wird er bzw. werden sie an-
schließend unterrichtet.

§ 28

Aktenvermerke

(1) Mündliche und fernmündliche Rücksprachen, An-
ordnungen, Auskünfte und Hinweise werden, soweit sie 
für die Bearbeitung einer Angelegenheit von Bedeutung 
sein können, in Aktenvermerken festgehalten.

(2) Zusammenfassende Aktenvermerke sollen zur Unter-
richtung der Schlusszeichnenden angefertigt werden, 
wenn sie der Geschäftserleichterung dienen, im Beson-
deren, wenn die Akten umfangreich sind oder ihr Inhalt 
schwierig oder unübersichtlich ist.

§ 29

Eingangsbestätigungen, Zwischenbescheide, 
Abgabenachrichten

(1) Sobald sich übersehen lässt, dass die abschließende 
Bearbeitung mehr als einen Monat beansprucht, sind 
Eingangsbestätigungen bzw. Zwischenbescheide zu er-
teilen, die mit Vordruck erteilt werden können und die 
kurze Hinweise auf die voraussichtliche Dauer der Bear-
beitung enthalten.

(2) Für die Bearbeitung von Beschwerden und Eingaben 
gelten die „Rahmenvorgaben zur Bearbeitung von Be-
schwerden und Eingaben im Bereich der Polizei“.

(3) Wird die Sache an eine andere Behörde abgegeben, 
ist dies in der Regel dem Einsender mitzuteilen. Wird aus 
besonderem Grund keine Abgabenachricht erteilt, ist die 
Empfangsbehörde darauf hinzuweisen.

§ 30

Form und Sprache im Dienstverkehr

(1) Form und Sprache im Dienstverkehr sollen klar, ein-
deutig und allgemeinverständlich sein. Von besonderen 
Ausnahmen abgesehen (z. B. bei allgemeinen Ausschrei-
bungen) wird die „Ich-Form“ gebraucht. Eine Fachspra-
che ist zu vermeiden, soweit Fachausdrücke und fachty-
pische Formulierungen nicht der Genauigkeit wegen 
oder deshalb erforderlich sind, weil der spezifi sche Sach-
verhalt anders nicht zutreffend darzustellen ist.

(2) Im Schriftverkehr der Behörden untereinander fi n-
den die Zusätze „Frau“ oder „Herr“ in der Anschrift 
keine Verwendung. Anreden und Grußformeln entfallen, 
es sei denn, das Schreiben ist an den Behördenleiter per-
sönlich gerichtet.

(3) Im mündlichen und schriftlichen Dienstverkehr mit 
Privatpersonen ist auf eine ansprechende, übersichtliche 
Form und eine verständliche Sprache besonders zu achten. 
Abkürzungen sind zu vermeiden, soweit sie nicht allgemein 
gebräuchlich sind. Grundsätzlich sind Höfl ichkeitsanreden 
(z. B. „Sehr geehrte Frau …/Sehr geehrter Herr …“) und 
eine dem Einzelfall entsprechende Grußformel (z. B. „Mit 
freundlichen Grüßen“) zu verwenden. Satz 2 gilt entspre-
chend für den Schriftverkehr mit Beschäftigten.

§ 31

Verantwortung bei Ab- und Unterzeichnung

(1) Wer einen Entwurf oder eine Reinschrift mit- oder 
unterzeichnet, übernimmt die Verantwortung für die 
ordnungsgemäße Bearbeitung des Vorgangs. Die Verant-
wortung erstreckt sich auch darauf, dass die Organisati-
onseinheiten, die nach der Geschäftsordnung, dem Ge-
schäftsverteilungsplan, nach ergänzenden Verfügungen 
oder besonderen Anordnungen bei der Bearbeitung mit-
zuwirken haben, beteiligt worden sind.

(2) Den Entwürfen sind die Bezugsvorgänge beizufügen.

§ 32

Zeichnungsbefugnisse

(1) Der Behördenleiter unterzeichnet

a) Vorgänge von besonderer Bedeutung,

b)  Berichte an Oberste Landesbehörden (abgesehen von 
WE-Meldungen außerhalb der Bürodienstzeiten) und 
Berichte an Landesoberbehörden über bedeutsame 
Angelegenheiten,

c) Vorgänge über wichtige Personalangelegenheiten,

d) Disziplinarentscheidungen,

e)  Beschwerdeentscheidungen, soweit nicht durch eine er-
gänzende Verfügung eine andere Regelung getroffen ist,

f) Vorgänge, deren Zeichnung er sich vorbehalten hat.

(2) Der Abteilungsleiter Polizei in Landratsbehörden so-
wie die Direktionsleiter unterzeichnen

a)  Berichte an oberste Landesbehörden und Berichte an 
Landesoberbehörden, soweit nicht die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Buchstabe b) vorliegen,

b)  Vorgänge, die über den Aufgabenbereich einer nach-
geordneten Organisationseinheit hinausgehen,

c)  Vorgänge, deren Zeichnung sie sich vorbehalten haben.

(3) Der Direktionsleiter ZA unterzeichnet darüber hin-
aus Vorgänge im Rahmen der ihm von dem Behördenlei-
ter übertragenen Befugnis zur selbständigen Entschei-
dung über Personalangelegenheiten, soweit diese nicht 
aufgrund einer ergänzenden Verfügung von anderen Be-
schäftigten zu unterzeichnen sind.

(4) Alle übrigen Vorgesetzten unterzeichnen

a)  Vorgänge, zu deren Zeichnung sie nach dem Ge-
schäftsverteilungsplan berechtigt sind,

b)  Vorgänge, die über den Aufgabenbereich einer nach-
geordneten Organisationseinheit hinausgehen,

c)  Vorgänge, deren Zeichnung sie sich vorbehalten haben.

(5) Beschäftigte, denen Aufgaben zur selbständigen und 
eigenverantwortlichen Wahrnehmung zugewiesen sind, 
unterzeichnen entsprechende Vorgänge. Abverfügungen 
von Strafsachen an die Staatsanwaltschaft unterzeichnen 
sie, soweit ihnen die Zeichnungsbefugnis dazu erteilt ist.

§ 33

Zeichnungsformen

(1) Es unterzeichnen

a) der Behördenleiter ohne Zusatz,
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b)  in Vertretung des Behördenleiters der Vertreter ge-
mäß § 8 mit dem Zusatz „In Vertretung“,

c)  alle sonstigen Zeichnungsberechtigten mit dem Zu-
satz „Im Auftrag“.

(2) Im Vertretungsfall zeichnet, mit Ausnahme des allge-
meinen Vertreters, der Berechtigte mit dem Zusatz „i.V.“ 
hinter Paraphe oder Namen. Dieser Zusatz wird bei 
Schriftverkehr nach außen nicht in die Reinschrift über-
nommen.

(3) Unter die Unterschrift wird der Name in Druck-
schrift gesetzt. Die Benutzung von Faksimilestempeln 
oder sonstigen Mitteln, die den Eindruck einer hand-
schriftlichen Zeichnung vermitteln können, ist nicht ge-
stattet.

(4) Folgende Reinschriften werden stets eigenhändig un-
terzeichnet:

a)   Berichte an oberste Landesbehörden und an Lan-
desoberbehörden, soweit sie nicht elektronisch über-
mittelt werden,

b)  förmliche Urkunden, Verträge und Vollmachten,

c)  Rechtsmittelschriften und sonstige bestimmende 
Schriftsätze in Gerichts- und in Disziplinarverfah-
ren,

d)  Schreiben an Beschwerdeführende mit Ausnahme von 
Zwischenbescheiden und Abgabenachrichten,

e)  Kassenanweisungen,

f)  Schreiben, bei denen die Unterzeichnung durch 
Rechtsvorschrift oder ergänzende Verfügung ange-
ordnet oder es nach Inhalt oder nach der Person des 
Empfängers angebracht ist.

Im Übrigen können Reinschriften beglaubigt werden.

§ 34

Dienstreisen, Dienstgänge

(1) Jede Dienstreise muss vor ihrem Antritt grundsätz-
lich schriftlich genehmigt werden. Dienstreiseanträge 
sind rechtzeitig vorzulegen. Dienstreisen und Dienst-
gänge sind so durchzuführen, wie sie angeordnet oder 
genehmigt sind. Aus dienstlichen Gründen notwendige 
Abweichungen sind schriftlich zu begründen.

(2) Antritt und Ende der Dienstreise sind dem Vorge-
setzten anzuzeigen. Die Ergebnisse der Dienstreise sind 
– soweit erforderlich – schriftlich festzuhalten und zu 
den Akten zu nehmen. Dem Vorgesetzten ist nach dessen 
Maßgabe zu berichten.

(3) Generelle Regelungen zur Genehmigung, Durchfüh-
rung und Dokumentation von Dienstreisen werden in ei-
ner ergänzenden Verfügung festgelegt.

§ 35

Urlaub, Arbeits- und Dienstbefreiungen

(1) Urlaub, Dienstbefreiungen und Arbeitszeitverkür-
zungen müssen grundsätzlich vor Antritt schriftlich ge-
nehmigt werden. Anträge sind möglichst vorzulegen.

(2) Erholungsurlaub und Arbeitszeitverkürzung durch 
freie Tage genehmigen

a)  für den allgemeinen Vertreter und den Abteilungslei-
ter Polizei der Behördenleiter,

b)  für die Direktionsleiter und den Leiter des Leitungs-
stabes der Polizeipräsident bzw. der Abteilungsleiter 
Polizei,

c)  für alle übrigen Beschäftigten die durch ergänzende 
Verfügung damit beauftragten Vorgesetzten.

(3) Sonderurlaub und Arbeits- bzw. Dienstbefreiung ge-
nehmigt der Behördenleiter. Die Zuständigkeit kann de-
legiert werden.

(4) Aus dringenden persönlichen Gründen können der 
Abteilungsleiter Polizei und die Direktionsleiter bis zu 
einem Tag Arbeits- bzw. Dienstbefreiung gewähren.

(5) Das Genehmigungsverfahren ist in einer ergänzen-
den Verfügung konkret zu regeln.

§ 36

Erkrankung, Unfall, Dienstverhinderung aus sonstigen 
Gründen

(1) Beschäftigte, die dem Dienst fernbleiben, haben dies 
ihrer Organisationseinheit oder dem Sachgebiet, in dem 
Personalangelegenheiten bearbeitet werden, unverzüg-
lich anzuzeigen. Die Gründe und die voraussichtliche 
Dauer der Abwesenheit sind anzugeben. Die Organisati-
onseinheit des Beschäftigten bzw. das Sachgebiet, in 
dem Personalangelegenheiten bearbeitet werden, unter-
richten sich unverzüglich gegenseitig. Die Organisati-
onseinheit des Beschäftigten unterrichtet das Sachge-
biet, in dem Personalangelegenheiten bearbeitet werden, 
unverzüglich über die Wiederaufnahme der Arbeit bzw. 
des Dienstes.

(2) Für die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung in 
Krankheitsfällen gelten die besonderen Regelungen des 
Beamten- bzw. des Tarifrechts.

(3) Dienstunfälle sind, auch wenn der Beschäftigte der 
Arbeit bzw. dem Dienst nicht fernzubleiben braucht, un-
verzüglich auf dem Dienstwege dem Sachgebiet, in dem 
Personalangelegenheiten bearbeitet werden, anzuzeigen. 
Ort und Sachverhalt sind schriftlich darzulegen. Soweit 
möglich sind Zeugen zu benennen.

D. 
Dienstverkehr nach außen

§ 37

Teilnahme an Veranstaltungen

An externen Veranstaltungen und Fachtagungen dürfen 
Beschäftigte als Vertreter der Kreispolizeibehörde nur 
mit Zustimmung des Behördenleiters teilnehmen. Einla-
dungen sind dieser vorzulegen. Fachbeiträge von grund-
sätzlicher Bedeutung, die auf diesen Veranstaltungen 
abgegeben werden sollen, sind mit dem Behördenleiter 
abzustimmen. Im Übrigen gelten die besonderen Wei-
sungen über die Repräsentation des Landes bei Veran-
staltungen.

§ 38

Außen- und Medienkontakte, Öffentlichkeitsarbeit

(1) Die Aufgaben der polizeilichen Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit werden im Leitungsstab oder in einer ei-
genständigen dem Polizeipräsidenten bzw. Abteilungs-
leiter Polizei unmittelbar nachgeordneten Organisati-
onseinheit wahrgenommen.

(2) Der Behördenleiter bestimmt einen oder mehrere 
Pressesprecher. In dieser Funktion sind sie ihm unmit-
telbar unterstellt.

(3) Auskünfte insbesondere an Medien sowie Bekannt-
machungen und Schriften, die veröffentlicht werden sol-
len, bedürfen der Zustimmung des Behördenleiters oder 
eines dazu Beauftragten oder eines Pressesprechers.

(4) Öffentlichkeitswirksame Aktionen sind, soweit sie 
nicht von der für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zu-
ständigen Organisationseinheit ausgehen, mit dieser ab-
zustimmen. Dies gilt insbesondere für Projekte zur Per-
sonalwerbung, Verkehrsunfall- und Kriminalprävention.

(5) Für die polizeiliche Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
gelten die Regelungen der dazu ergangenen besonderen 
Erlasse.

(6) Weitergehende behördenspezifi sche Regelungen wer-
den in einer ergänzenden Verfügung festgelegt.

Mein RdErl. v. 22. 10. 2004 (MBl. NRW, S. 962) wird auf-
gehoben.

– MBl. NRW. 2012 S. 22
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25
Änderung der Richtlinien der Landesregierung für 
Härtefonds des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Unterstützung von Opfern des Nationalsozialis-

mus aus Billigkeitsgründen (Härterichtlinien 
NRW)

Bek. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 
v. 11. 1. 2011

Die Richtlinien der Landesregierung für Härtefonds des 
Landes Nordrhein-Westfalen zur Unterstützung von Op-
fern des Nationalsozialismus aus Billigkeitsgründen 
(Härterichtlinien NRW) vom 8. 5. 2001 (MBl. NRW. 1019) 
werden wie folgt geändert.

1.  § 5 Härterichtlinie NRW wird aufgehoben und wie 
folgt neu gefasst:

„ § 5

1
Eine einmalige Kapitalzahlung kann nur gewährt wer-
den, wenn die Nettoeinkünfte die jeweils maßgebenden 
Freibeträge des § 34 Abs. 3 der Dritten Verordnung zur 
Durchführung des Bundesentschädigungsgesetzes (3. 
DV-BEG) vom 28. April 1966 (BGBI. 1 S. 300) in der je-
weils geltenden Fassung bei Alleinstehenden um nicht 
mehr als 155,00 Euro, als Familieneinkommen um nicht 
mehr als 260,00 Euro übersteigen. Sie beträgt höchstens 
3.600,00 Euro. Ehegatten, die beide die Voraussetzungen 
des § 1 Abs 1 erfüllen, kann die Kapitalzahlung bis zum 
Höchstbetrag insgesamt einmal auch dann gewährt wer-
den, wenn die Gesamtnettoeinkünfte zwar den maßge-
benden Freibetrag für Familieneinkommen, nicht jedoch 
das Zweifache des Freibetrages für Alleinstehende nach 
Satz 1 übersteigen.

2.
Eine laufende Beihilfe kann nur gewährt werden, wenn 
und solange die Nettoeinkünfte die jeweils maßgebenden 
Freibeträge des § 34 Abs. 3 der 3. DV-BEG bei Alleinste-
henden um nicht mehr als 155,00 Euro, als Familienein-
kommen um nicht mehr als 260,00 Euro übersteigen. Sie 
kann bis zu 260,00 Euro monatlich betragen.“

2. § 9 Härterichtlinie NRW wird wie folgt geändert:

  In § 9 Abs. 2 Härterichtlinie NRW wird das Wort 
„sechs“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.

– MBl. NRW. 2012 S. 27

71340
Entschädigung für Tätigkeit 

im Prüfungsausschuss  für die Ausbildungsberufe 
in der Geoinformationstechnologie 

RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales – 
36-27.18.01– 2215

v. 11. 1. 2012

1.
Den Mitgliedern der Prüfungsausschüsse für die Ausbil-
dungsberufe in der Geoinformationstechnologie bei den 
Bezirksregierungen (§ 7 ff. APO GeoInfoTech) und den 
Mitgliedern des Ausschusses für gemeinsame Prüfungs-
aufgaben in meinem Geschäftsbereich (§ 7 Abs. 3, § 8 
Abs. 2 und § 9 Abs. 5 APO GeoInfoTech) werden für die 
ehrenamtliche Tätigkeit in diesen Ausschüssen als Ent-
schädigung für Zeitversäumnis und als Ersatz für bare 
Auslagen gewährt:

a)  Für die Beurteilung und Bewertung einer Arbeits-
probe im Rahmen eines auftragbezogenen Fachge-
sprächs eines Prüfungsbereichs 

 – als Prüferin / Prüfer 15,00 Euro

 –  als vorsitzendes Mitglied 
des Prüfungsausschusses  5,00 Euro

b)  Für die Beurteilung und Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten eines Prüfungsbereichs der Zwischenprü-
fung oder der Abschlussprüfung

 – als 1. Prüferin / 1. Prüfer 8,50 Euro

 – als 2. Prüferin / 2. Prüfer 6,50 Euro

 für die mündliche Ergänzungsprüfung 

 –  als Prüfer / Prüferin 
in einem Prüfungsbereich 7,50 Euro. 

2.
Für die Teilnahme an auftragsbezogenen Fachgesprä-
chen, den mündlichen Ergänzungsprüfungen sowie an 
sonstigen Sitzungen der Prüfungsausschüsse und des 
Ausschusses für gemeinsame Prüfungsaufgaben sind 
Reisekosten nach den für Beamte des Landes geltenden 
Vorschriften auf Antrag zu gewähren. 

Freiberufl ich tätigen Prüfungsausschussmitgliedern ist 
auf Antrag für ihren Verdienstausfall eine Entschädi-
gung in Höhe des in § 22 JVEG bestimmten Höchststun-
densatzes zu zahlen.

3.
Die zuvor genannten Regelungen gelten für Prüfungen, 
die nach der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Geoin-
formationstechnologie vom 30. 5. 2011 (GV. NRW. S. 280) 
abgenommen werden. 

– MBl. NRW. 2012 S. 27

7861
Richtlinien zur Förderung 

der Weidehaltung von Milchvieh
RdErl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz II-4-72.40.62

v. 18. 11. 2011

Der RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz v. 
5. 11. 2010 (MBl. NRW. S. 837) wird wie folgt geändert:

1.  In Nummer 1.1 wird die Angabe „Nr. 1975/2006 (ABl. 
Nr. L 368 vom 23. 12. 2006, S.74)“ durch die Angabe 
„Nr. 65/2011 (ABl. Nr. L 25 vom 28. 1. 2011, S. 8)“ er-
setzt.

2.  Nummer 8.4.1 erhält folgende Fassung: 

  „8.4.1
Muss die Maßnahme aufgrund von strengeren Cross-
Compliance-Anforderungen gemäß Nummer 5.2.2 
oder aufgrund von Vorgaben der EU für den Über-
gang in die neue Förderperiode ab 2014 angepasst 
werden, kann der Bewilligungsbescheid auf Wunsch 
des Zuwendungsempfängers aufgehoben werden. Be-
reits gewährte und ausgezahlte Zuwendungen sind in 
diesen Fällen nicht zurückzufordern.“

3.  In Nummer 8.5.1 werden die Wörter „(EG) 
Nr. 1975/2006“ durch die Wörter „(EU) Nr. 65/2011“ 
ersetzt.

4.  In Nummer 8.5.2.1 werden die Wörter „(EG) 
Nr. 1975/2006“ durch die Wörter „(EU) Nr. 65/2011“ 
ersetzt.

5.  In Nummer 9.6.1 werden die Wörter „(EG) 
Nr. 1975/2006“ durch die Wörter „(EU) Nr. 65/2011“ 
ersetzt.

– MBl. NRW. 2012 S. 27

II.

Sachbezugswerte
 nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung

ab dem 1. Januar 2012
Bek. d. Finanzministeriums – B 2906 – 7.1 – IV A 2 

v. 4. 1. 2012

Die nach § 7 Abs. 2 Satz 1 und § 8 Abs. 1 Satz 4 LRKG 
zu berücksichtigenden Sachbezugswerte betragen nach 
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Artikel 1 der Sozialversicherungsentgeltverordnung 
(SvEV) vom 2. Dezember 2011 (BGBL. I S. 2453) für das 
Kalenderjahr 2012:

Für das Frühstück  1,57 € (für 2011: 1,57 €)

Für das Mittag- 
und Abendessen jeweils 2,87 € (für 2011: 2,83 €)

– MBl. NRW. 2012 S. 27

2. Satzung zur Änderung der Satzung 
des Zweckverbandes Studieninstitut für 

kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe
Hinweis nach § 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG)

Bek. d. Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
v. 22. 12. 2011

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Studi-
eninstitut für kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe 
hat in ihrer Sitzung am 7. Juli 2011 die oben genannte 
Änderungssatzung beschlossen. 

Die Änderungssatzung ist im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Detmold, ausgegeben am 17. Oktober 2011, 
Nr. 42 (ABl.Reg.Dt. 2011, S. 246), veröffentlicht worden. 

Auf diese Veröffentlichung wird gemäß § 20 Abs. 4 
i. V. m. § 11 GkG hingewiesen. 

Münster, den 22. Dezember 2011

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang Kirsch

– MBl. NRW. 2012 S. 28

III.

Bundestagswahl 2009;
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bek. d. Landeswahlleiterin 12 – 35.04.14 
v. 4. 1. 2012

Der Bundestagsabgeordnete Herr Dr. Werner Hoyer hat 
auf sein Mandat mit Wirkung vom 31. Dezember 2011 
verzichtet.

Mitglied des Deutschen Bundestages ist als Nachfolger 
mit Wirkung vom 4. Januar 2012

Herr
Jörg von Polheim
Kölner Straße 9
42499 Hückeswagen

aus der Landesliste der Freien Demokratischen Partei 
Deutschlands (FDP).

Bezug: Bek. d. Landeswahlleiterin v. 14. 10. 2009 (MBl. 
NRW. S. 473)

– MBl. NRW. 2012 S. 28

Landschaftsverband Rheinland

Jahresabschlüsse 2010
der LVR-Kliniken, der LVR-Krankenhauszentral-

wäscherei, des LVR-Servicebetriebes Viersen, 
der LVR-HPH-Netze der LVR-Jugendhilfe Rhein-

land sowie der LVR-InfoKom 
Bek. des Landschaftsverbandes Rheinland –

v. 15. 12. 2011

Die Landschaftsversammlung Rheinland hat in Ihrer 
Sitzung am 12. 10. 2011 die Jahresabschlüsse 2010 der 
LVR-Kliniken, des LVR-Servicebetriebes Viersen und 
der LVR-Krankenhauszentralwäscherei, die Jahresab-
schlüsse 2010 der LVR-HPH-Netze, den Jahresabschluss 
2010 der LVR-Jugendhilfe Rheinland sowie den Jahres-
abschluss 2010 von LVR-InfoKom festgestellt und über 
die Verwendung des Gewinns oder die Behandlung des 
Verlustes wie folgt beschlossen:

1
Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-Kliniken, der 
LVR-Krankenhauszentralwäscherei und des LVR-Servi-
cebetriebes Viersen 

1.1
LVR-Klinik Bedburg-Hau
Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von € 960.907,23, zu-
züglich des Gewinnvortrages in Höhe von € 580.638,37 
und einer Entnahme aus der zweckgebundenen Rücklage 
in Höhe von € 191.957,63 ergibt sich ein Betrag in Höhe 
von € 1.733.503,23. Davon wird ein Betrag in Höhe von 
€ 924.000,00 in die Betriebsmittelrücklage eingestellt. 
Des Weiteren erfolgen Zuführungen in die zweckgebun-
dene Rücklage zur Durchführung von Instandhaltungs-
leistungen in Höhe von € 405.000,00. Der verbleibende 
Bilanzgewinn in Höhe von € 404.503,23 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen.

1.2
LVR-Klinik Bonn
Der Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 344.947,01 und die Entnahme aus der zweckgebunde-
nen Rücklage in Höhe von € 116.636,08 werden in Höhe 
von € 201.000,00 der Betriebsmittelrücklage zugeführt. 
In Höhe von € 260.583,09 erfolgt eine Zuführung zur 
zweckgebundenen Rücklage zur Finanzierung der Kos-
ten für die Brandschutz- und Asbestmaßnahmen sowie 
die Umbaumaßnahmen im Fachbereich Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie.

1.3
LVR-Klinik Düren

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 2.321.137,48, zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von € 10.640,65 und der Entnahme aus der zweckgebun-
denen Rücklage in Höhe von € 114.680,94 wird ein Be-
trag in Höhe von € 150.000,00 der Betriebsmittelzulage 
zugeführt. In Höhe von € 100.000,00 erfolgt eine Zufüh-
rung zur zweckgebundenen Rücklage zur fi nanziellen 
Absicherung der Weiterentwicklung und Umstrukturie-
rung des sozialen Rehabilitationsbereiches. Des Weiteren 
erfolgen Zuführungen in die zweckgebundene Rücklage 
zur Durchführung von Instandhaltungsleistungen in 
Höhe von € 1.330.000,00 in Höhe von € 750.000,00 zur 
Finanzierung von Maßnahmen lt. dem genehmigten Ge-
samtinvestitionsplan der LVR-Kliniken. Der verblei-
bende Bilanzgewinn in Höhe von € 116.459,07 wird auf 
neue Rechnung vorgetragen.

1.4
LVR-Klinikum Düsseldorf

Der Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 1.472.743,96 zuzüglich der Entnahme aus zweckgebun-
dener Rücklage in Höhe von € 75.084,00 wird in Höhe 
von € 812.827,96 in eine zweckgebundene Gewinnrück-
lage zur Durchführung von Instandhaltungen  sowie in 
Höhe von € 735.000,00 in eine zweckgebunden Gewinn-
rücklage zur Finanzierung von Maßnahmen zur Umset-
zung des Gesamtinvestitionsplanes eingestellt.
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1.5
LVR-Klinik Langenfeld
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 1.731.342,05 zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von € 449.165,40 wird ein Betrag in Höhe von 
€ 565.158,00 der Betriebsmittelrücklage zugeführt. In 
Höhe von € 1.160.000,00 erfolgt eine Zuführung zur 
zweckgebundenen Rücklage zur fi nanziellen Absiche-
rung der Weiterentwicklung und Umstrukturierung der 
LVR-Klinik Langenfeld gem. Zielplanung. Der Bilanzge-
winn in Höhe von € 455.349,45 wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

1.6
LVR-Klinik Viersen
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 2.054.372,61 wird ein Verlustvortrag in Höhe von 
€ 1.528.343,82 abgedeckt. Des Weiteren erfolgt eine Ein-
stellung in die zweckgebundene Rücklage in Höhe von 
€ 526.028,79. Davon werden ein Betrag in Höhe von 
€ 226.028,79 der Betriebsmittelrücklage sowie ein Betrag in 
Höhe von € 300.000,00 der zweckgebundenen Rücklage zur 
Durchführung von Instandhaltungsleistungen zugeführt

1.7
LVR-Klinikum Essen
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 266.829,68 zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe von 
€ 203.098 wird ein Betrag in Höhe von € 250.000,00 der 
Betriebsmittelrücklage zugeführt. Der verbleibende Bi-
lanzgewinn in Höhe von € 219.928,14 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen.

1.8
LVR-Klinik Köln
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 630.202,40 zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe von 
€ 354.094,44 sowie der Entnahme aus zweckgebundenen 
Rücklagen in Höhe von € 80.338,96 wird ein Gesamtbe-
trag in Höhe von € 1.064.635,80 in die zweckgebundene 
Rücklage, davon € 536.154,53 für die Betriebsmittelrück-
lage und € 528.481,27 für die Durchführung von Instand-
haltungsleistungen, eingestellt.

1.9
LVR-Klinik Mönchengladbach
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 705.169,00 wird ein Betrag in Höhe von € 115.694,65 
der Betriebsmittelrücklage, ein Betrag in Höhe von 
€ 437.265,09 zur Finanzierung von Maßnahmen lt. dem 
genehmigten Gesamtinvestitionsplan der LVR-Kliniken 
sowie ein Betrag von € 152.209,26 für Eigenmittel für 
den schlussabgerechneten Bettenneubau Haus A in die 
zweckgebundene Rücklage zugeführt.

1.10
LVR-Klinik für Orthopädie Viersen
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 42.272,14 zuzüglich der Entnahme aus der zweckge-
bundenen Rücklage in Höhe von € 79.149,21 erfolgt eine 
Einstellung in die Betriebsmittelrücklage in Höhe von 
€ 80.500,00. Der verbleibende Verlustvortrag abzüglich 
des Verlustausgleichs des Trägers aus Vorjahren in Höhe 
von € 973.767,52, wird als Bilanzverlust in Höhe von 
€ 2.809.373,66 auf neue Rechnung vorgetragen.

1.11
LVR-Krankenhauszentralwäscherei
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 8.998,96 zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe von 
€ 182.053,94 wird ein Betrag in Höhe von € 150.000,00 in 
die zweckgebundene Rücklage für die Ausstattung der 
LVR-Kliniken mit neuer Wäsche zugeführt. Der verblei-
bende Bilanzgewinn in Höhe von € 41.052,90 wird auf 
neue Rechnung vorgetragen

1.12
LVR-Servicebetrieb Viersen
Der LVR-Servicebetrieb Viersen hat zum 31. 12. 2010 
seine Tätigkeit eingestellt. Sämtliche Vermögenswerte 
(Aktiva und Passiva, einschließlich Jahresüberschuss in 
Höhe von € 3.209,62) sind gemäß Beschlusslage an die 
LVR-Klinik Viersen zum 1. 1. 2011 übertragen worden.

2
Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-HPH-Netze

2.1
LVR-HPH-Netz Niederrhein
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 1.371.051,64, zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von € 51.998,89, wird ein Betrag in Höhe von 
€ 1.400.000,00 zur Dotierung der Investitionsrücklage in 
die Gewinnrücklagen eingestellt. Aus den vorhandenen 
Gewinnrücklagen wird ein Betrag von € 34.585,80 ent-
sprechend den Abgängen und Abschreibungen auf das 
aus Gewinnrücklagen fi nanzierte Anlagevermögen ent-
nommen. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
€ 57.636,33 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

2.2
LVR-HPH-Netz Ost
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 272.952,79, zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von € 182.714,73, wird ein Betrag in Höhe von 
€ 345.000,00 zur Dotierung der Betriebsmittelrücklage in 
die Gewinnrücklagen eingestellt. Der verbleibende Bi-
lanzgewinn in Höhe von € 110.667,52 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen.

2.3
LVR-HPH-Netz West
Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2010 in Höhe von 
€ 714.362,12, zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von € 140.750,47, wird ein Betrag in Höhe von € 2.639,74 
zur Anpassung der Versorgungsrücklage (EFOG) an das 
entsprechende Deckungskapital entnommen. Zur Dotie-
rung der Betriebsmittelrücklage wird ein Betrag in Höhe 
von € 810.000,00 in die Gewinnrücklagen eingestellt. Der 
verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von € 42.472,85 wird 
auf neue Rechnung vorgetragen.

3
Verwendung des Bilanzergebnisses der LVR-Jugendhilfe 
Rheinland

1. Der Jahrsabschluss 2010 des Betriebes LVR-Jugend-
hilfe Rheinland wird entsprechend der als Anlage zur 
Volage Nr. 13/1625 beigefügten Bilanz zum 31. 12. 2010 
und der Gewinn- und Verlustrechnung 2010 festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss in Höhe von 8.982,88 € wird mit 
dem Verlustvortrag in Höhe von 183.869,99 € verrechnet. 
Der verbleibende Verlustvortrag wird durch eine entspre-
chende Entnahme aus der Kapitalrücklage ausgebucht.

3. Den Mitgliedern des Betriebsausschusses der LVR-Ju-
gendhilfe Rheinland wird Entlastung erteilt

4
Verwendung des Bilanzergebnisses von LVR-InfoKom

1. Der Jahresabschluss 2010 von LVR-InfoKom wird ent-
sprechend den als Anlagen zur Vorlage Nr. 13/1585 bei-
gefügten Bilanz zum 31. 12. 2010 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung 2010 festgestellt.

2. Der Bilanzgewinn (Jahresüberschuss zuzüglich Ent-
nahme aus der Gewinnrücklage) des Eigenbetriebes LVR-
InfoKom zum 31. 12. 2010 in Höhe von 30.991,05 Euro 
wird in eine allgemeine Gewinnrücklage eingestellt.

3. Dem Ausschuss für Personal und allgemeine Verwal-
tung wird in seiner Funktion als Betriebsausschuss für 
LVR-InfoKom gemäß § 5 (1) c der Betriebssatzung Ent-
lastung erteilt.

LVR-Klinik Bedburg-Hau
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bedburg-Hau. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft thp – treuhandpartner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 20. 7. 2011 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach KHG 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt der LVR-Klinik Bedburg-Hau für das Geschäftsjahr 
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vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010 geprüft. 
Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 Gem-
KHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die 
Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die zweck-
entsprechende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung 
der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der GemHVO, KHBV 
sowie die Verwendung der Fördermittel liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht sowie über den Prüfungsgegenstand 
gemäß § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 30 
KHGG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW i. V. m. § 21 GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, KHVB und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen geführt.”

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik Bonn
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bonn. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 11. 4. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Bonn, Bonn, nach KHG und der Gem-
KHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2010 und den entsprechend § 19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV 
sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 
KHGG NRW liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung, über den Lagebericht sowie über den 
erweiterten Prüfungsgegenstand nach § 30 KHGG NRW 
abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Klinik. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Klinik, LVR-Klinik 
Bonn, Bonn, und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
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Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik Düren
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Düren. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 11. 4. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Düren, Düren, nach KHG und der Gem-
KHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2010 und den entsprechend § 19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV 
sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 
KHGG NRW liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung, über den Lagebericht sowie über den 
erweiterten Prüfungsgegenstand nach § 30 KHGG NRW 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 

von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
LVR-Klinik Düren, Düren, und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinikum Düsseldorf
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikums Düsseldorf Klini-
ken der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 26. 4. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
LVR-Klinikums Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, nach KHG 
und der GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis 31. Dezember 2010 und den entsprechend § 19 
GemKHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten La-
gebericht geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 
GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand er-
weitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§ 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 2 vom 3. Februar 201232

ziehung der Buchführung, über den Lagebericht sowie 
über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach § 30 
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Klinik, LVR-Klinikum Düsseldorf – Kliniken der Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik Langenfeld
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Langenfeld. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 

31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 11. 4. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Langenfeld, Langenfeld, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2010 und den entsprechend § 19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch § 30 KHGG NRW und § 21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV 
sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 
KHGG NRW liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung, über den Lagebericht sowie über den 
erweiterten Prüfungsgegenstand nach § 30 KHGG NRW 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Klinik. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Klinik, LVR-Klinik 
Langenfeld, Langenfeld, und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:
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Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Viersen. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO Deutsche 
Warentreuhand AG, Köln, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 23. 6. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik Viersen, Viersen, nach KHG unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der Klinik für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 
2010 geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung 
mit § 21 GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand 
festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung des 
Jahresabschlusses und Lageberichts nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel lie-
gen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht sowie über den Prüfungsgegen-
stand gemäß § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 30 
KHGG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-

nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinikum Essen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikums Essen Kliniken und 
Institut der Universität Duisburg-Essen. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft thp – treuhand-
partner GmbH, Krefeld, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 20. 7. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht des LVR-Kiinikums Essen für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010 ge-
prüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
GemHVO, der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG NRW abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 30 
KHGG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
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ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW i. V. m. § 21 GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, der KHBV und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik Köln
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Köln. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 11. 4. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Köln, Köln, nach KHG und der GemKHBVO 
NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2010 und den entsprechend § 19 GemKHBVO NRW 
sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebericht geprüft. 
Durch § 30 KHGG NRW und § 21 GemKHBVO NRW 
wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung er-
streckt sich daher insbesondere auf die zweckentspre-

chende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der 
Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den Vorschriften der KHBV sowie die Verwen-
dung der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW lie-
gen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Klinik. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, 
über den Lagebericht sowie über den erweiterten Prü-
fungsgegenstand nach § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
LVR-Klinik Köln, Köln, und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen
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LVR-Klinik Mönchengladbach
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Mönchengladbach. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO Deutsche Warentreuhand AG, Köln, be-
dient. 

Diese hat mit Datum vom 23. 6. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss  – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang  – der 
LVR-Klinik Mönchengladbach, Mönchengladbach, nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht der Klinik für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2010 bis zum 31. Dezember 2010 geprüft. Durch § 30 
KHGG NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO wurde 
der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung er-
streckt sich daher insbesondere auf die zweckentspre-
chende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der 
Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Vorschriften der KHBV sowie die Ver-
wendung der Fördermittel liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG NRW abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 30 
KHGG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und 
dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, 
ob die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des 
Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG NRW in Verbin-
dung mit § 21 GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Klinik für Orthopädie Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik für Orthopädie Viersen. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO Deutsche Warentreuhand AG, Köln, be-
dient. 

Diese hat mit Datum vom 23. 6. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik für Orthopädie, Viersen, nach KHG unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Kli-
nik für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2010 bis zum 
31. Dezember 2010 geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in 
Verbindung mit § 21 GemKHBVO wurde der Prüfungs-
gegenstand festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher 
insbesondere auf die zweckentsprechende, sparsame und 
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
sowie über den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG 
NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 30 
KHGG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
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darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Krankenhauszentralwäscherei
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-Krankenhauszent-
ralwäscherei. Zur Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung zum 31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG, 
Köln, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 23. 6. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Krankenhauszentralwäscherei, Bedburg-Hau, unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 
2010 geprüft. Da die LVR- Krankenhauszentralwäsche-
rei KHG-Fördermittel des Landes NRW von den LVR-
Kliniken erhalten hat, gelten die Prüfungsnormen des 
§ 30 KHGG NRW i. V. m. § 21 GemKHBVO, der seiner-
seits auf § 106 GO NRW verweist. Diese Vorschriften le-
gen den Prüfungsgegenstand fest. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den Vorschriften der KHBV sowie die Verwendung der 
Fördermittel liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 

durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes gem. § 21 Gem-
KHBVO ergeben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Krankenhauszentralwäscherei so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Krankenhauszen-
tralwäscherei. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Krankenhauszentralwäscherei 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Die Prüfung der zweckentspre-
chenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung 
der Fördermittel nach S 18 Abs. 1 KHGG hat zu keinen 
Einwendungen geführt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Servicebetrieb Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-Servicebetrieb Vier-
sen. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO Deutsche Warentreuhand AG, Köln, be-
dient. 

Diese hat mit Datum vom 23. 6. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – des LVR-
Servicebetrieb Viersen, Viersen, unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 
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vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010 geprüft. 
Da der LVR-Servicebetrieb Viersen mit KHG-Förder-
mittet des Landes NRW gefördertes Anlagevermögen er-
halten hat, gelten die Prüfungsnormen des § 30 KHGG 
NRW i. V. m. § 106 GO NRW. Diese Vorschriften legen 
den Prüfungsgegenstand fest. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
Vorschriften der EigVO NRW sowie die Verwendung der 
Fördermittel liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden und dass mit hinreichender 
Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anforderun-
gen, die sich aus der Festlegung des Prüfungsgegen-
standes gemäß § 106 GO NRW ergeben, erfüllt wurden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlüsse 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der EigVO NRW und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die 
Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und wirt-
schaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO Deutsche Warentreuhand AG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 2. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-HPH-Netz Niederrhein
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-HPH-Netz Nieder-
rhein. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient. 

Diese hat mit Datum vom 6. 5. 2011 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
Niederrhein (kurz: HPH-Niederrhein) für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften sowie Regelungen in der Satzung und die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Einrichtung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung des HPH-Nieder-
rhein. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des HPH-Niederrhein abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NRW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des HPH-Niederrhein Anlass zu Beanstan-
dungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
HPH-Niederrhein sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des 
HPH-Niederrhein sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Niederrhein. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des HPH-Niederrhein 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des HPH-Niederrhein geben nach unserer Beurtei-
lung keinen Anlass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
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der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-HPH-Netz Ost
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-HPH-Netz Ost. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient. 

Diese hat mit Datum vom 13. 5. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
Ost (kurz: HPH-Ost) für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und er-
gänzenden landesrechfl ichen Vorschriften sowie Rege-
lungen in der Satzung und die wirtschaftlichen Verhält-
nisse der Einrichtung liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung des HPH-Ost. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht sowie 
über die wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Ost ab-
zugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des HPH-Ost Anlass zu Beanstandungen 
geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des HPH-Ost 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des 
HPH-Ost sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Ost. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des HPH-Ost und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Ost ge-
ben nach unserer Beurteilung keinen Anlass zu Bean-
standungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-HPH-Netz West
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-HPH-Netz West. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient. 

Diese hat mit Datum vom 12. 5. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
West (kurz: HPH-West) für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften so-
wie Regelungen in der Satzung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Einrichtung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung des HPH-West. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NRW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des HPH-West Anlass zu Beanstandungen 
geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des HPH-
West sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
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urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des 
HPH-West sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-West. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des HPH-West und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West geben nach unserer Beurteilung keinen An-
lass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-Jugendhilfe Rheinland
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-Jugendhilfe Rhein-
land. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Gummers-
bach, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 18. 5. 2011 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Betriebes LVR-Jugendhilfe Rheinland, Solingen, für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestim-
mungen in der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen liegen in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter des Betriebes. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebe-
richt abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB, § 106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen und der Verordnung über die Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspfl ichtigen Einrichtungen unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 

die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Be-
triebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Betriebes. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Betriebes und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

LVR-InfoKom
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-Infokom. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2010 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Gummersbach, 
bedient. 

Diese hat mit Datum vom 1. 6. 2011 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Betriebes LVR-lnfoKom, Köln, für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften sowie den ergänzenden Bestimmungen in der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-West-
falen liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter des Betriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB, § 106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen und der Verordnung über die Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspfl ichtigen Einrichtungen unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Be-
triebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
roiisystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse enspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Betriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 1. Dezember 2011

GPA NRW
Abschlussprüfung – Beratung – Revision

     Im Auftrag

     Helga Giesen

Die Jahresabschlüsse sowie die Lageberichte können bis 
zur Feststellung der Jahresabschlüsse 2011 während der 
Dienststunden, von 9.00 bis 15.00 Uhr, beim Land-
schaftsverband Rheinland, Horion-Haus (Dienstgebäude 
Hermann-Pünder-Straße 1), Zimmer 6.073 eingesehen 
werden.

Köln, den 15. Dezember 2011

Die Direktorin des 
Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– MBl. NRW. 2012 S. 28
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